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rechterhaltung der Mitgliedschaft im allgemeinen Sozialversicherungssy­
stem dieses Staates während der vorübergehenden Abordnung des Ar­
beitnehmers in ein Drittland jede Vorschrift, die die Staatsangehörigen
anderer Mitgliedstaaten diskriminiert, außer acht zu lassen ist.
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PRODEST / CAISSE PRIMAIRE D'ASSURANCE MALADIE DE PARIS

Herr Präsident,
meine Herren Richter!

A — Die Klägerin des Verfahrens, aus
dem das heute zu behandelnde Vor­
abentscheidungsersuchen hervorgegan­
gen ist, ist ein französisches Unterneh­
men, das — von ihm entlohnte —
Arbeitnehmer zeitweise anderen Unter­
nehmen zur Verfügung stellt (Zeitar­
beitsunternehmen). Zu seinen der fran­
zösischen Sozialversicherung angeschlos­
senen Arbeitnehmern gehört unter ande­
rem der belgische, bei Vertragsabschluß
in Belgien wohnhafte Staatsbürger Mi­
chel van Robaeys. Als er im Juni 1981
für eine bestimmte Zeit zu einer Tätig­
keit nach Nigeria entsandt wurde, sollte
er nach dem Wunsch der Klägerin in der
französischen Sozialversicherung weiter­
versichert bleiben. Dies hat die Beklagte
des Ausgangsverfahrens, die Caisse pri­
maire d'assurance maladie de Paris, ab­
gelehnt. Sie berief sich dabei auf Artikel
39 Absatz 2 des Gesetzes vom 3. Januar
1972, der zu Artikel L 341-3 Absatz 3
des Code du travail geworden ist und so
lautet:

„Vorbehaltlich der internationalen Über­
einkommen ist es einem Zeitarbeitsunter­
nehmen verboten, irgendeiner Person
ausländische Arbeitnehmer zur Verfü­
gung zu stellen, wenn die Dienstleistung
außerhalb des französischen Hoheitsge­
biets erfolgen soll."

Da diese Rechtsansicht von der zuständi­
gen Commission de recours gracieux
bestätigt wurde, hat die Firma Prodest
dagegen die Commission de première
instance du contentieux de la sécurité
sociale et de la mutualité sociale agricole
angerufen.

Dabei nahm sie zur Rechtfertigung ihres
Standpunkts, für Herrn van Robaeys sei
die Mitgliedschaft in der französischen
Sozialversicherung aufrechtzuerhalten,
Bezug auf ein von Frankreich — wie sie

fälschlicherweise glaubte mit Nigeria (in
Wahrheit ist es Niger) — abgeschlosse­
nes Abkommen vom 28. März 1973, das
durch Dekret vom 6. Februar 1975 ver­
öffentlicht wurde und in Artikel 5 fol­
gendes bestimmt:

„Les travailleurs qui, étant occupés habi­
tuellement sur le territoire de 1 une des
Parties contractantes par une entreprise
dont ils relèvent normalement, sont déta­
chés sur le territoire de l'autre Partie
contractante afin d'y effectuer un travail
déterminé pour le compte de ladite en­
treprise, demeurent soumis à la législa­
tion de cette première Partie comme s'ils
continuaient à être occupés sur son terri­
toire, à condition que la durée prévisible
du travail qu'ils doivent effectuer n'ex­
cède pas un an.

Daneben berief sie sich auf den für Ar­
beitnehmer sich aus dem Gemeinschafts­
recht ergebenden Grundsatz der Gleich­
behandlung ohne Berücksichtigung der
Staatsangehörigkeit und des gleichen
Rechts auf Zugang zu Beschäftigung.
Insbesondere vertrat sie die Meinung,
nach der Verordnung Nr. 1612/68 über
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in­
nerhalb der Gemeinschaft (ABl. L 257,
1968, S. 2 ff.) seien Angehörige von Mit­
gliedsländern der Gemeinschaft in
Frankreich nicht als Ausländer zu behan­
deln, sondern französischen Arbeitneh­
mern gleichzustellen, es könne also die
für die Beschäftigung von ausländischen
Arbeitnehmern gemäß Artikel 39 des
französischen Gesetzes vom 3. Januar
1972 geltende Beschränkung für Arbeit­
nehmer aus EG-Ländern keine Wirkung
haben; es könne somit nicht wegen einer
Tätigkeit in einem außereuropäischen
Gebiet die Mitgliedschaft in der fran­
zösischen Sozialversicherung verweigert
werden, denn andernfalls bestehe für
derartige Arbeitnehmer keine Möglich­
keit der sozialen Sicherung.
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So gesehen stellt sich für das angerufene
Gericht ein Problem der Auslegung des
Gemeinschaftsrechts. Es hat daher durch
Zwischenurteil vom 3. Juni 1983 das
Verfahren ausgesetzt und gemäß Artikel
177 des EWG-Vertrags um die Vor­
abentscheidung über die Frage gebeten:

„Hat ein Versicherter, der Staatsange­
höriger eines Mitgliedstaats der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ist und
als Arbeitnehmer eines französischen Un­
ternehmens in Frankreich wohnt, wäh­
rend der Dauer seiner Abordnung nach
Nigeria nach der Verordnung Nr.
1612/68 der EWG Anspruch auf Beibe­
haltung seiner Mitgliedschaft im allge­
meinen französischen Sozialversiche­
rungssystem, und ist in diesem Fall die
Beschränkung des Artikels 39 Absatz 2
des Gesetzes vom 3. Januar 1972, der zu
Artikel L 341-3 Absatz 3 des Code du
travail geworden ist, außer acht zu las­
sen?"

Zu dieser Frage hat sich im Verfahren
vor diesem Gerichtshof die beklagte
Caisse lediglich auf die von ihr vor dem
französischen Gericht abgegebene Stel­
lungnahme berufen, wonach die Auf­
rechterhaltung der Mitgliedschaft von
Herrn van Robaeys in der französischen
Sozialversicherung zu Recht unter Beru­
fung auf die angeführte französische Ge­
setzesbestimmung verweigert worden sei.
Ein von ihr im März 1976 im Hinblick
auf den in Artikel L 341-1 des Code du
travail für das Gemeinschaftsrecht ent­
haltenen Vorbehalt verfaßtes Rund­
schreiben sei deshalb nicht einschlägig,
weil es sich nur auf in der Gemeinschaft,
nicht aber auf außerhalb derselben ausge­
übte Tätigkeiten beziehe.

Ausführlich schriftlich geäußert hat sich
dagegen die Kommission. Dabei kam sie
zu dem Ergebnis, das in Verordnung Nr.
1612/68 enthaltene Verbot unterschiedli­
cher Behandlung von Arbeitnehmern aus
der Gemeinschaft aufgrund der Staatsan­

gehörigkeit gelte auch in bezug auf An­
gehörige eines Mitgliedstaats, die zu
einem in einem anderen Mitgliedstaat
niedergelassenen Unternehmen in einem
Arbeitsverhältnis stehen, ihre Tätigkeit
aber außerhalb der Gemeinschaft aus­
üben sollen.

Dieser Auffassung hat sich in der münd­
lichen Verhandlung auch der Vertreter
der Firma Prodest angeschlossen, der da­
bei übrigens auch erklärt hat, es seien für
Herrn van Robaeys während seiner Ab­
ordnung nach Nigeria weiterhin Beiträge
zur französischen Sozialversicherung ge­
zahlt worden.

B — Was zu diesem Standpunkt an Be­
gründung vorgetragen worden ist, finde
ich durchaus überzeugend. Ich schlage
deshalb vor, daß dementsprechend auch
die Stellungnahme des Gerichtshofes zu
dem ihm unterbreiteten Problem gehal­
ten werden sollte.

1. Vor allem ist zu bedenken, daß es
um die Ausdeutung des wichtigen
Grundsatzes der Freizügigkeit geht, das
heißt um ein fundamentales Recht der
Gemeinschaftsbürger, das — nach den
Feststellungen im Urteil der Rechtssache
167/73 (Slg. 1974, 372, Randnummern
45 bis 47) ' — eine der Grundlagen der
Gemeinschaft darstellt. Deshalb ist eine
Auslegung geboten, die die volle Wirk­
samkeit des genannten Grundsatzes
garantiert. Nur so auch bleiben wir auf
der Linie der zu der Verordnung Nr.
1612/68 entwickelten Rechtsprechung,
nach der der Gleichbehandlungsgrund­
satz für eine möglichst weitgehende Inte­
gration von Arbeitnehmern in den Ge­
meinschaftsländern sorgen soll (Rechts­
sache 32/75 2).

1 — Urteil vom 4. 4. 1974 in der Rechtssache 167/73 —
Kommission der Europäischen Gemeinschaften /Fran­
zösische Republik —, Slg. 1974, 359, 372.

2 — Urteil vom 30. 9. 1975 in der Rechtssache 32/75 —
Anita Cristini/Sociéte nationale des chemins de fer
français—, Slg. 1975, 1085.
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2. Zwar ist festzustellen — die Kom­
mission hat dies im einzelnen gezeigt —,
daß sich sowohl den Vertragsbestimmun­
gen (Artikel 48 und 49 als auch dem Se­
kundärrecht (Verordnung Nr. 1612/68
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer
innerhalb der Gemeinschaft; Richtlinie
64/221 zur Koordinierung der Sonder­
vorschriften für die Einreise und den
Aufenthalt von Ausländern, soweit sie
aus Gründen der öffentlichen Ordnung,
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt
sind; Richtlinie 68/360 zur Aufhebung
der Reise- und Aufenthaltsbeschränkun­
gen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaa­
ten und ihre Familienangehörigen inner­
halb der Gemeinschaft; Verordnung Nr.
1251/70 über das Recht der Arbeitneh­
mer, nach Beendigung einer Beschäfti­
gung im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staates zu verbleiben, und Richtlinie vom
5. 3. 1962 über den freien Zugang zu
qualifizierten Beschäftigungen auf dem
Kerngebiet) keine eindeutige Antwort
zum Anwendungsbereich des Grundsat­
zes der Freizügigkeit und insbesondere
zu der Frage entnehmen läßt, ob er auch
eingreift, wenn für ein in der Gemein­
schaft ansässiges Unternehmen eine Tä­
tigkeit außerhalb der Gemeinschaft aus­
zuführen ist.

Immerhin ist aber zu erkennen, daß in
den untersuchten Vorschriften nicht aus­
schließlich die Ausübung der Tätigkeit als
Anknüpfungskriterium verwendet wird;
auch der Ort des Abschlusses eines Ar­
beitsvertrags ist hier von Bedeutung, und
nicht selten taucht als wichtiger Gesichts­
punkt der freie Zugang zu einer Tätig­
keit und zum Arbeitsmarkt auf (wie etwa
in Artikel 1 der Verordnung Nr.
1612/68 und in der Richtlinie 68/360).
Namentlich ist bezeichnend, daß hiervon
in der Richtlinie vom 5. März 1962 im
Hinblick auf bestimmte Tätigkeiten im
Euratom-Bereich gesprochen wird, die
ihrer Art nach — sie sind in der Anlage

zur Richtlinie aufgeführt — wohl nur
außerhalb der Gemeinschaft ausgeübt
werden.

3. Von besonderem Interesse für die
Beurteilung des uns unterbreiteten Pro­
blems sind einige Urteile des Gerichtsho­
fes, in denen es zum einen um die Trag­
weite des Grundsatzes der Freizügigkeit
an sich und zum anderen um sozialver­
sicherungsrechtliche Vorschriften ging,
die der Verwirklichung dieses Grundsat­
zes gleichfalles zu dienen bestimmt sind.

a) Im ersten Fall (Rechtssache 36/74,
Slg. 1974, 1418 ff.') stand zur Debatte
eine Bestimmung der Satzung der Union
cycliste internationale (eines weltweit tä­
tigen Verbandes), nach der bei soge­
nannten Steherrennen, die für die Welt­
meisterschaft von Bedeutung sind, der
Schrittmacher dieselbe Staatsangehörig­
keit besitzen muß wie sein Radrennfah­
rer. Dabei wurde ausdrücklich die Frage
aufgeworfen, ob für die gemeinschafts­
rechtliche Beurteilung wichtig ist, ob die
Wettkämpfe, auf die die genannte Sat­
zungsvorschrift Anwendung findet, in­
nerhalb oder außerhalb der Gemein­
schaft stattfinden. Generalanwalt Warner
hat dazu — im Hinblick auf die dem
Vorlagebeschluß zu entnehmende Er­
kenntnis, daß die genannte Satzung Wir­
kungen auf dem Gebiet der Gemein­
schaft auch in einem Jahr haben könne,
in dem die Weltmeisterschaft außerhalb
der Gemeinschaft veranstaltet wird —
die Meinung vertreten, die angeführte,
an die Staatsangehörigkeit anknüpfende
Beschränkung verstoße gegen das Ge­
meinschaftsrecht, weil sie sich auf Veran­
staltungen im Gebiet und damit auf die
Beschäftigung in der Gemeinschaft aus­
wirke. Dieser Gedanke wurde offenbar

1 — Urteil vom 12. 12. 1974 in der Rechtssache 36/74 —
B. N. O. Walrave, L. J. N. Koch/Association Union
cycliste internationale, Koninklijke Nederlandsche
Wieiren Unie und Federacion Española Ciclismo —,
Sig. 1974, 1405, 1418.
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auch im Urteil des Gerichtshofes aufge­
griffen, und zwar in dem Satz, in dem es
heißt (Randnummern 28 und 29): „We­
gen seines zwingenden Charakters ist das
Diskriminierungsverbot bei der Prüfung
sämtlicher Rechtsbeziehungen zu beach­
ten, die aufgrund des Ortes, an dem sie
entstanden sind oder an dem sie ihre
Wirkungen entfalten, einen räumlichen
Bezug zum Gebiet der Gemeinschaft
aufweisen."

Danach läßt sich sagen, daß für die Be­
stimmung des Anwendungsbereichs des
Gemeinschaftsrechts auf dem Gebiet der
Freizügigkeit nicht nur der Zugang zur
Beschäftigung und ihre Ausübung von
Bedeutung sind, sondern sehr viel weiter­
gehend etwaige Auswirkungen auf die
Beschäftigung in der Gemeinschaft.

b) In der anderen anzuführenden
Rechtssache, die jetzt auch von Interesse
ist (87/76, Slg. 1977, 695 ff. 1), ging es
um einen Streit zwischen einem in Italien
wohnhaften italienischen Arbeitnehmer
und einem belgischen Sozialversiche­
rungsträger. Er ergab sich daraus, daß
letzterer Invaliditätsleistungen aufgrund
von Versicherungszeiten versagt hatte,
die der italienische Arbeitnehmer im frü­
heren belgischen Kongo zurückgelegt
hatte, und dies, weil es nach dem ein­
schlägigen belgischen Gesetz, das Rechte
aus einem Kolonialdekret bestätigt und
garantiert hat, darauf ankam, ob der Lei­
stungsberechtigte seinen gewöhnlichen
Wohnort in Belgien oder in einer der
früheren belgischen Kolonien hat. Zu der
sich danach stellenden Frage des Anwen­
dungsbereichs der Verordnung Nr.
1408/71 zur Anwendung der Systeme
der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer
und Selbständige sowie deren Familien­
angehörige, die innerhalb der Gemein­
schaft zu- und abwandern (ihrem Artikel

10 zufolge sind derartige Wohnortklau­
seln unanwendbar) hat Generalanwalt
Capotorti die Auffassung geäußert, maß­
geblich sei nicht der Ort, an dem die Tä­
tigkeit ausgeübt worden sei, es komme
vielmehr auf die Beziehungen an, die
einen Arbeitnehmer mit dem Sozialver­
sicherungssystem eines Mitgliedslands
verbinden. Dies war auch die Wertung
des Gerichtshofs in Zusammenhang mit
der Auslegung des Begriffs „Rechtsvor­
schriften" im Sinne des Artikels 2 der
Verordnung Nr. 1408/71, der den per­
sönlichen Geltungsbereich der Verord­
nung regelt. Wichtig war also, daß es um
Leistungen ging, die von den Rechtsvor­
schriften eines Mitgliedstaats garantiert
werden. Weil die fraglichen Rechtsbezie­
hungen ihren Ursprung im Gebiet der
Gemeinschaft hatten und so ein rechtli­
ches Band zu der Gemeinschaft bestand,
erschien dem Gerichtshof die Anwen­
dung des Gemeinschaftsrechts gerecht­
fertigt, auch wenn die zugrunde liegende
Beschäftigung außerhalb der Gemein­
schaft, nämlich in einem Hoheitsgebiet
stattgefunden hat, das seinerzeit mit
einem Mitgliedstaat eine besondere
Beziehung unterhielt (Randnummer 21).

4. Ohne weiteres erkennbar ist im vor­
liegenden Fall — und damit knüpfe ich
an die Überlegungen des Urteils 36/73 2

an —, daß die Nichtanwendung der
Grundsätze des Gemeinschaftsrechts
(also die Hinnahme einer unterschied­
lichen Behandlung französischer Staats­
bürger einerseits und Angehöriger ande­
rer Mitgliedstaaten andererseits nach
Artikel 39 Absatz 2 des Gesetzes vom
3. 1. 1972) bedenkliche Auswirkungen
auf den Arbeitsmarkt und die Beschäfti­
gungsverhältnisse in der Gemeinschaft
hätte.

1 — Urteil vom 31 . 3 . 1977 in der Rechtssache 87/76 —
Walter Bozzone/Office de sécurité sociale
d'Outre-Mer —, Slg. 1977, 687, 695.

2 — Urteil vom 12. 12. 1974 in der Rechtssache 36/74 -
B. N. O. Walrave, L. J. N. Koch/Association Union
cycliste internationale, Koninklijke Nederlandsche
Wieiren Unie und Federación Española Ciclismo —,
Slg. 1974, 1405, 1418.
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Dies könnte dazu führen, daß Angehö­
rige anderer Mitgliedstaaten von franzö­
sischen Zeitarbeitsunternehmen, die im
wesentlichen in dritten Ländern tätig
sind, nicht eingestellt werden, das sich
nicht nur auf die berufliche Karriere der
betroffenen Arbeitnehmer negativ aus­
wirken, sondern auch mit sich bringen
würde, daß solche französischen Zeitar­
beitsunternehmen, die ja gleichfalls vom
Grundsatz der Freizügigkeit profitieren
sollen, auf unter Umständen besser quali­
fiziertes Personal verzichten müßten. —
Dies könnte ferner zur Folge haben, daß
Arbeitnehmer anderer Mitgliedstaaten —
wenn sie bei Verwendung in dritten Län­
dern nicht in den Genuß des Gleichbe­
handlungsgrundsatzes kämen — zu un­
günstigeren Bedingungen eingestellt wür­
den und daß davon wiederum negative
Auswirkungen auf die Beschäftigung
französischer Arbeitnehmer ausgingen.
Insofern ist aber daran zu erinnern, daß
das Verbot jeder auf der Staatsangehö­
rigkeit beruhenden unterschiedlichen Be­
handlung der Arbeitnehmer der Mit­
gliedstaaten — dem Urteil der Rechts­
sache 167/73, Slg. 1974, 372 ' zufolge —
auch den Zweck hat, „Inländer vor den
Nachteilen zu bewahren, die sich daraus
ergeben können, daß Angehörige ande­
rer Mitgliedstaaten ungünstigere Arbeits­
bedingungen oder Entlohnung anbieten
oder annehmen, als das geltende natio­
nale Recht sie vorsieht" (Randnummern
45 bis 47). — Schließlich ist auch (wie
die Kommission mit Recht bemerkt hat)
nicht zu übersehen, daß dann, wenn es
für die Anwendung der Grundsätze des
Gemeinschaftsrechts jeweils auf den Ort
der Ausübung der Tätigkeit ohne Be­
rücksichtigung anderer Faktoren
ankäme, eine beträchtliche Rechtsunsi­
cherheit die Folge wäre, mit der man
sich angesichts zunehmender Mobilität

im modernen Wirtschaftsleben nur
schlecht abfinden könnte.

5. Man muß also der Kommission tat­
sächlich darin zustimmen, daß Arbeitsbe­
ziehungen, die ihren Ursprung in der
Gemeinschaft haben, als Ganze zu erfas­
sen sind und von einer wirksamen
Gleichbehandlung nur zu sprechen ist,
wenn sie für eine Tätigkeit insgesamt
gilt. Die Anwendung des Grundsatzes
der Gleichbehandlung im Rahmen der
Freizügigkeit kann somit sicher nicht
ausgeschlossen werden in einem Fall, in
dem ein Angehöriger eines Mitgliedstaats
einen Arbeitsvertrag mit einem Unterneh­
men in einem anderen Mitgliedstaat und
nach dessen Recht abschließt, selbst
wenn die sich darauf beziehende Tätig­
keit in einem Gebiet außerhalb der Ge­
meinschaft auszuüben ist. Dies bedeutet,
daß die Verweigerung der Aufrechterhal­
tung der Mitgliedschaft in der französi­
schen Sozialversicherung im Fall von
Herrn van Robaeys nicht auf den Artikel
L 341-3 Absatz 3 des Code du travail ge­
stützt werden kann. Dies bedeutet wei­
terhin — weil die Verordnung Nr.
1408/71 keine Vorschriften betreffend
die Mitgliedschaft in der Sozialversiche­
rung für außerhalb der Gemeinschaft
ausgeübte Tätigkeiten enthält —, daß in­
soweit das nationale Recht, ergänzt
durch den Grundsatz der Gleichbehand­
lung, die zutreffende Lösung bieten muß.
Dafür kommt im vorliegenden Fall wohl
(weil das Abkommen mit Niger und da­
mit der Artikel L 768 des französischen
Sozialversicherungsgesetzes außer Be­
tracht zu lassen sind) nur dessen Artikel
L 769 in Frage, nach dem vorübergehend
ins Ausland abgeordnete Arbeitnehmer
der französischen Sozialversicherung un­
terworfen bleiben, wenn sich der Arbeit­
geber dazu verpflichtet, die notwendigen
Beiträge zu zahlen.

1 — Urteil vom 4. 4. 1974 in der Rechtssache 167/73 —
Kommission der Europäischen Gemeinschaften/Fran­
zösische Republik —, Slg. 1974, 359, 372.
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C — Auf die von der Kommission de première instance du contentieux de
la sécurité sociale et de la mutualité sociale agricole gestellte Frage kann
daher nur so geantwortet werden :

Die Anwendung des nach dem Gemeinschaftsrecht auf dem Gebiet der Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer geltenden Grundsatzes der Gleichbehandlung ist
nicht ausgeschlossen in einem Fall, in dem ein Angehöriger eines Mitglied­
staats in einem Arbeitsverhältnis zu einem in einem anderen Mitgliedstaat
ansässigen Unternehmen steht, selbst wenn die bezahlte Tätigkeit nicht in
der Gemeinschaft, sondern außerhalb des Gebiets der Gemeinschaft ausgeübt
werden soll. Eine mit diesem Grundsatz nicht in Einklang stehende nationale
Vorschrift ist daher unanwendbar. Die Aufrechterhaltung der Mitgliedschaft
in der Sozialversicherung kann nicht unter Berufung auf derartige, den
Gleichbehandlungsgrundsatz mißachtende Bestimmungen verweigert werden.
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